Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— , — 


(Nr. 5477.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Januar 1860., betreſſend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee 
von Koſtrzyn über Pudewitz bis zur Gneſener Kreisgrenze.“ s 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Staͤn⸗ 
den des Kreiſes Schroda, im Regierungsbezirk Poſen, beabſichtigten Bau einer 
Chauſſee von Koſtrzyn uͤber Pudewitz bis zur Gneſener Kreisgrenze genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Schroda das Expropriationsrecht fuͤr die 
zu dieſem Chauſſeebau erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 
nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs- Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffee- 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtz⸗ 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſen von 
Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee⸗ 
geld = Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. = 

Berlin, den 2. Januar 1860, 


Im Namen Sr. Majeftät des Königs; 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. f 


Jahrgang 1860. (Nr. 51775178.) 12 (Nr. 5478.) 
Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1860. i 
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(Nr. 5178.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Januar 1860., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee 
von Friedeberg nach dem dortigen Bahnhofe der Kreuz⸗Kuͤſtrin⸗Frank⸗ 
furter Eiſenbahn. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Friedeberg, im Kreiſe Friedeberg des Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O., 
nach dem dortigen Bahnhofe der Kreuz⸗Kuͤſtrin⸗Frankfurter Eiſenbahn geneh⸗ 
migt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadt Friedeberg das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht 
zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materialien, nach Maaß⸗ 
gabe der für die Stgats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
dieſe Straße. Zugleich will Ich der Stadt Friedeberg gegen Uebernahme der 
kuͤnftigen e Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſseegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betref⸗ 
fenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats = 
Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmun⸗ 
gen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwen⸗ 
dung kommen. 5 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


Berlin, den 2. Januar 1860. Se 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. 9. Pat ow. i 


An den Minifter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5179.) 


(Nr. 5179.) Statut für den Brandenburger Havel-Krautungsverband. Vom 16. Januar 
1860. a 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, um den Waſſerabfluß in der Havel waͤhrend der Sommerzeit zum 


Vortheil der angrenzenden Niederungen zu verbeſſern, daß die Grundbeſitzer 


der Havelniederung von Brandenburg bis Rathenow zu einem Krautungsver⸗ 
bande vereinigt werden und genehmigen nach Anhoͤrung der Betheiligten, dem 
Antrage der uͤberwiegenden Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des 
Geſetzes, betreffend die Bildung von Genoſſenſchaften zu Entwaͤſſerungsanlagen 
vom 11. Mai 1853. (Geſetz-Sammlung 1853. S. 182. ff.), die Bildung eines 


„Brandenburger Havel-Krautungs verbandes“, 
ertheilen demſelben auch nachſtehendes Statut: 


H. 1. 


Zu dem Krautungsverbande gehoͤren die Beſitzer aller derjenigen Grund⸗ umfang des 
ſtuͤcke, welche von dem mangelhaften Abfluß des Havelwaſſers Schaden erlei⸗ Verbandes. 
den oder von dem befoͤrderten Abfluß Vortheil erlangen, und zwar von den 
Stauwerken bei Brandenburg abwärts bis zur unteren Grenze der Rathenower 
Flur. Iſt es zweifelhaft, ob die Beſitzer von Grundſtuͤcken bei Brandenburg 
zum Verbande gehören, fo entſcheidet der Umſtand, ob fie vom Oberwaſſer 
oder vom Unterwaſſer der Stauwerke leiden. Nur die letzteren gehoͤren zum 
Verbande. 5 


H. 2. 


Der Verband wird vorläufig auf drei Jahre, in denen wirklich gekrautet dauer des 
wird, errichtet. Dieſer Zeitraum nimmt mit der erfolgten Konſtituirung der Verbandes. 
Behoͤrden des Verbandes ſeinen Anfang. = 


H. 3. 


Dem Verbande liegt für den Zeitraum ſeines Beſtehens in feinen Gren⸗ Obtiegenpeiten 
zen die Krautung des Havelfluſſes, ſowie die gleichzeitige Herausſchaffung des Dee ne . 
Krautes aus dem letzteren, mit den ihm zu Gebote ehen Mitteln (F. 4.) 
ob, ſobald der Waſſerſtand der Havel und ihr Krautwuchs eine Befoͤrderung 
des Waſſerabfluſſes fuͤr die betheiligten Grundſtuͤcke wuͤnſchenswerth macht. 


(Nr. 5479.) 12" H. 4. 


— 76 — 


F. 4. 


Mittel bes Der Verband erhebt jährlich nach Maaßgabe feines Kataſters pro Mor— 
Verbandes. gen Einen Silbergroſchen zur Kaffe feines Verbandes. i 


H. 5. 


Beitrags⸗ Die Beitragspflicht ruht als Reallaſt unabloͤslich auf den Grundſtuͤcken. 
ale Sie ift den öffentlichen Laſten gleich zu achten und hat in Kolliſionsfaͤllen vor 
denſelben den Vorzug. 
Die Erfuͤllung der Beitragspflicht kann wie bei den oͤffentlichen Laſten 
durch Exekution erzwungen werden. 
Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den 
eigentlich Verpflichteten. 


H. 6. 


Kataſter. In dem Kataſter des Verbandes werden alle beitragspflichtigen Grund- 
ſtuͤcke gemeindeweiſe, oder, ſoweit fie außer dem Gemeindebezirke liegen, guͤter⸗ 
weiſe aufgefuͤhrt, gleichguͤltig, ob fie aus Acker, Wieſe, Holz oder Huͤtung be⸗ 
ſtehen. — Den betheiligten Grundbeſitzern bleibt es uͤberlaſſen, die Art der 
Subrepartition ihrer Beitrage unter ſich zu ordnen. Unterbleibt dies, ſo hat 
der Gemeindevorſtand den ihnen auferlegten Beitrag auf die einzelnen Grund⸗ 
beſitzer nach der Morgenzahl zu vertheilen, die Beiträge von den Zahlungs⸗ 
pflichtigen, nöthigenfalls durch Exekution, einzuziehen und den eingezogenen Be⸗ 

trag mit der gehörig beſcheinigten Liſte der unbeibringlichen Beiträge zur Ver⸗ 
bandskaſſe abzufuͤhren. 5 


$. 7. 


Vorlaͤufig werden die Beitrage nach dem aufgeſtellten Entwurfe des Ka⸗ 
taſters des Verbandes vom 22. Maͤrz 1857. erhoben. 


Behufs der Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von dem Regierungs⸗ 
Kommiſſarius dem Vorſtande vollſtaͤndig, den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſo⸗ 
wie den Beſitzern der Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, 
extraktweiſe mitzutheilen, und zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt 
bekannt zu machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei 
den Gemeindevorſtaͤnden eingeſehen und Beſchwerden dagegen bei dem Kom: 
miſſarius angebracht werden koͤnnen. N 4 

Die eingehenden Beſchwerden ſind vom Regierungskommiſſarius unter Zu⸗ 
ziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Vorſtandsmitgliedes und der erforderlichen 
Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Dieſe Sachverſtaͤndigen ſind ein vereideter 
Feldmeſſer, oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, und zwei oͤkonomiſche 

f Sach⸗ 
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N Scoerſtaͤndige, denen auch ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet wer⸗ 
i kann. 
8 Alle dieſe Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und das Vorſtandsmitglied andererſeits, bekannt 
gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei 
ſein Bewenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt; andernfalls werden 
die Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerden. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. a 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt 1 dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenhei= 
ten zulaͤſſig. 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung 
in Potsdam auszufertigen und dem Vorſtande zuzuſtellen. 


H. 8. 


Der Verband wird durch einen Vorſtand geleitet. Derſelbe beſteht aus Leitung des 
ſieben Perſonen: 5 Verbandes, 
4) einem Königlichen Kommiſſarius als Vorſitzenden, 
2) einem Wafferbauverftändigen, 
welche beide von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten ernannt werden, 


3) fuͤnf von den Grundbeſitzern aus ihrer Mitte zu erwaͤhlenden Verbands— 
genoſſen. 8 
Die fuͤnf letzten Mitglieder werden in einer Verſammlung der Ver⸗ 
a sosse mit abſoluter Stimmenmehrheit der Erſchienenen gewaͤhlt, wobei 
jedes Rittergut, jede Domaine, jede Stadt und jede baͤuerliche Gemeinde Eine > 
Stimme hat. : 95 
Der Königliche Kommiſſarius leitet dieſe Verſammlung. 


H. 9. 


Der Vorſtand tritt nur auf Einladung des Vorſitzenden zuſammen. Er Vorſtand. 
iſt beſchlußfaͤhig, wenn vier Mitglieder erſchienen ſind. Seine Beſchluͤſſe faßt 
er nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden. 


Der Vorſtand befi chließt 


1) uͤber die Zeit, wann die Beiträge auszuſchreiben find, 
2) über die Art der Kaſſenverwaltung, 
3) uͤber die Zeit und Art des Krautenss, 
4) uͤber alle ſonſtigen gemeinſamen Angelegenheiten des Verbandes. 
(Nr. 51795180.) $. 10. 


8 


H. 10. 5 
- W Der Verband ſteht unter Leitung und Oberaufſicht der Regierung in 
börden. e de Potsdam. Beſchwerden tiber den Königlichen Kommiſſarius oder tiber den 


Vorſtand ſind bei dieſer Regierung, beziehungsweiſe bei dem Miniſter fuͤr die 


landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, anzubringen. ® 
$. 11. 


Allgemeine Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 
Beſtimmung. licher Genehmigung erfolgen. | 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruc- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. Januar 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. Simons. Gr. v. Puͤckler. 


(Nr. 5180.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Januar 1860., betreffend die Verleihung eines 
Theilnahmerechts an der durch Allerhoͤchſte Order vom 24. Februar 1843. 
für die Beſitzer größerer Familien-Fideikommiſſe im ſtaͤndiſchen Verbande 
des Koͤnigreichs Preußen geſtifteten Kollektivſtimme an den Grafen 
v. Keyſerling⸗Neuſtadt. ö 


Dan Vorbehalte in dem Geſetze wegen Anordnung der Provinzialſtaͤnde fuͤr 
das Königreich Preußen vom 1. Juli 1823. gemaͤß, habe Ich dem Grafen 
v. Keyſerling⸗Neuſtadt mit Ruͤckſicht auf das von ihm, mit feinen die Herr: 
ſchaft Neuſtadt bildenden Gütern geftiftete, in der Graf v. Keyſerlingſchen Fa⸗ 
milie nach dem Rechte der Erſtgeburt vererbliche beſtaͤndige Familien-Fideikom⸗ 
miß, ein Theilnahmerecht an der durch die Order vom 24. Februar 1843. 
(Geſetz⸗Sammlung S. 39.) für die Beſitzer größerer Familien⸗Fideikommiſſe 
im ſtaͤndiſchen Verbande des Koͤnigreichs Preußen geſtifteten Kollektivſtimme 
fuͤr ſich und ſeine maͤnnlichen Nachfolger im Beſitze der Herrſchaft Neuſtadt, 
vorbehaltlich der Ernennung weiterer Theilnehmer an dieſer Stimme, verliehen. 
Ich beſtimme demgemaͤß, daß die jedesmaligen männlichen Fideikommißbeſitzer 
der Grafſchaft Rautenburg und der Fideikommißherrſchaft Neuſtadt nach er⸗ 
reichter Großjaͤhrigkeit berechtigt ſein ſollen, auf den Provinziallandtagen im 
Koͤnigreich Preußen perſoͤnlich zu erſcheinen und eine gemeinſchaftliche Stimme 
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zu fuͤhren. Die Ausuͤbung des ihnen gemeinſchaftlich zuſtehenden Stimmrechts 
bleibt ihrer Einigung uͤberlaſſen, in deren 5 e die Stimme abwechſelnd 
gefuͤhrt wird. Die Diaͤten und Reiſekoſten bringen die Theilnehmer der Kol⸗ 
lektivſtimme unter ſich auf. Die Wahlbefugniß und Waͤhlbarkeit derſelben im 
Stande der Ritterſchaft ruht waͤhrend der Dauer des Theilnahmerechts an der 
Kollektivſtimme. 
Das Staatsminiſterium hat dieſe Order durch die Geſetz-Sammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. f 


Berlin, den 16. Januar 1860. 
8 ö Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fürſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Simons. v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann⸗ 
Hollweg. Gr. v. Schwerin. In Vertretung des Kriegsminiſters: 

Hering. 


An das Staats miniſterium. 


(Nr. 5184.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Januar 1860., betreffend die Erhöhung des Zins⸗ 
fußes der von dem Kreiſe Schrimm ausgegebenen Chauſſeebau-Obligatio⸗ 
nen von vier auf fuͤnf Prozent. 


Au Ihren Bericht vom 30. Dezember v. J. will Ich, dem Beſchluſſe der 
Staͤnde des Kreiſes Schrimm im Regierungsbezirk Poſen vom 7. Dezember 
1858. entſprechend, genehmigen, daß die Chauſſeebau⸗Obligationen, welche der 
Kreis Schrimm nach dem Privilegium vom 20. Februar 1854. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung S. 99.) im Betrage von 120,000 Rthlrn. ausgeben darf, und von 
welchen der Betrag von 6,500 Rthlrn. inzwiſchen wiederum getilgt iſt, in der 
noch validirenden Höhe des Aulehns von 113,500 Rthlrn. vom Jahre 1859. 
ab nicht mit vier, ſondern mit fuͤnf vom Hundert verzinſet und die dazu er⸗ 
forderlichen Mittel vom Kreiſe aufgebracht werden. Die Erhoͤhung des Zins⸗ 
fußes iſt auf den Obligationen zu vermerken und dieſe Order durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veroͤffentlichen. 
Berlin, den 16. Januar 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. 


An die Minifter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
der Finanzen und des Innern. 


(Nr. 51805182.) (Nr. 5182.) 
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(Nr. 5182.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Februar 1860., betreffend die Ertheilung des Ex⸗ 


propriationsrechts für die von Bromberg uͤber Thorn bis zur Landes- 
grenze in der Richtung auf Lowicz zu erbauende Eiſenbahn, ſowie die 
Leitung des Baues und Betriebes dieſer Bahn durch die Königliche Dis 
rektion der Oſtbahn. 


CH 

N beſtimme auf Ihren Bericht vom 4. Februar d. J., daß das Recht zur 
Srpropriation derjenigen Grundſtuͤcke, welche zur Ausführung der für Rech⸗ 
nung des Staats zu erbauenden Eiſenbahn von Bromberg uͤber Thorn bis zur 
Landesgrenze in der Richtung auf Lowiez (Geſetz vom 2. Juli 1859., Geſetz⸗ 
Sammlung fuͤr 1859. S. 365.) nach dem von Ihnen feſtzuſtellenden Bauplan 
erforderlich ſind, ſowie das Recht zur voruͤbergehenden Benutzung fremder Grund— 
ſtuͤcke nach den Beſtimmungen des Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
vom 3. November 1838. (Geſetz-Sammlung fuͤr 1838. S. 505.) zur Anwen⸗ 
dung kommen ſoll. Zugleich ermaͤchtige Ich Sie, die Leitung des Baues und 
demnaͤchſt auch des Betriebes der in Rede ſtehenden Eiſenbahn der Direktion 
der Oſtbahn zu Bromberg zu uͤbertragen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 13. Februar 1860. ne 


Im Namen Sr, Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Nedigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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